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Neuer Pakt für den Rechtsstaat- wie erfolgt die Umsetzung in NRW? 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am 25.06.2026 wurde der neue „Pakt für den Rechtsstaat“ von der Ministerpräsidentenkonfe-
renz und dem Bundeskanzler in Berlin beschlossen und unterzeichnet.1 
 
Im Rahmen des Pakts für den Rechtsstaat stellt der Bund sowohl Mittel für die Digitalisierung 
als auch für die personelle Stärkung der Justiz bereit. Für die personelle Stärkung der Justiz 
sind für diese Legislaturperiode Bundesmittel in Höhe von insgesamt 240 Millionen Euro vor-
gesehen. Für die Digitalisierung werden durch den Bund für die Jahre 2027 bis 2029 insge-
samt bis zu 210 Millionen Euro (70 Millionen Euro jährlich) aus dem Sondervermögen Infra-
struktur und Klimaneutralität zur Verfügung gestellt.2 Insgesamt umfasst der Pakt damit 450 
Millionen Euro. 
 
Bundesweit sollen 2.000 neue Stellen für Richter und Staatsanwälte in der Justiz geschaffen 
werden. Die meisten Stellen entfallen mit 415 Stellen auf Nordrhein-Westfalen.3 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8314 mit Schreiben vom 27. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister der Finanzen beantwortet. 
 
 
1. Welche neuen 415 Stellen werden auf Basis des Pakts für den Rechtstaates in 

Nordrhein-Westfalen geschaffen?  
 

 
1 Deutschlandfunk vom 25.06.2026: „Pakt für den Rechtsstaat“: Bund stellt Ländern 450 Millionen 
Euro für Justizbehörden zur Verfügung, abgerufen unter https://www.deutschlandfunk.de/pakt-fuer-
den-rechtsstaat-bund-stellt-laendern-450-millionen-euro-fuer-justizbehoerden-zur-verfuegun-100.html 
(letzter Zugriff 26.06.2026) 
2 Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz: https://www.bmjv.de/DE/the-
men/pakt_fuer_den_rechtsstaat/pakt_fuer_den_rechtstaat_node.html 
3 Dr. Markus Sehl in LTO vom 25.06.2026: 240 Millionen Euro für Justiz-Personal, abgerufen unter 
https://www.lto.de/recht/justiz/j/240-millionen-euro-fuer-justiz-personal-pakt-fuer-den-rechtsstaat (letz-
ter Zugriff 26.06.2026) 
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Von den in den Jahren 2026 bis 2029 insgesamt 2000 zusätzlichen, ausfinanzierten Stellen 
entfallen nach dem Königsteiner Schlüssel 419 Stellen für Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte auf Nordrhein-Westfalen. Hiervon können bis zu 10 % 
für nicht-richterliches und nicht-staatsanwaltschaftliches Personal, insbesondere für IT-Perso-
nal im justiziellen Bereich, zur Entlastung des richterlichen und staatsanwaltlichen Dienstes 
eingerichtet werden. Bereits in den Jahren 2023-2025 eingerichtete Stellen werden angerech-
net. 
 
 
2. Mit wie vielen Stellen wird die Staatsanwaltschaft insgesamt und im Besonderen 

in Hinblick auf die Verfolgung der Cum-Ex- und Cum-Cum-Fälle unterstützt?  
 
In Umsetzung des Paktes für den Rechtsstaat werden die Staatsanwaltschaften insgesamt 
unter Einbeziehung der in den Jahren 2023-2025 anzurechnenden 45 zusätzlich etatisierten 
Planstellen, den in 2026 bereits geschaffenen 58 Planstellen und den im Haushaltsentwurf 
2027 enthaltenen zusätzlichen 47 Planstellen im Jahr 2027 um 150 Planstellen des staatsan-
waltlichen Dienstes verstärkt. 
 
Hinsichtlich der erbetenen Angaben zur stellenmäßigen Unterstützung im Hinblick auf die Ver-
folgung der Cum-Ex- und Cum-Cum-Geschäfte wird auf den schriftlichen Bericht zur 73. Sit-
zung des Rechtsausschusses vom 06.03.2026 (Vorlage 18/4878) verwiesen.  
 
 
3. Wie ist der Zeitplan zur Schaffung und Besetzung der neuen Stellen?  
 
Nach den Regelungen des Paktes für den Rechtsstaat müssen bundesweit 1500 der insge-
samt 2000 einzurichtenden Stellen bis zum 30.06.2028 besetzt werden. Die vollständige Be-
setzung muss bis spätestens zum 31.03.2029 erfolgen.  
 
 
4. Wie ist die Verwendung der Gelder für Digitalisierung auf Landesebene geplant?  
 
Eine unmittelbare Zuweisung von Bundesmitteln aus der Digitalsäule an die Länder erfolgt 
nicht. Somit gibt es auf Landesebene kein aus Bundesmitteln gespeistes Budget zur landes-
internen Verwendung. Die Zuweisung der Bundesmittel wird vielmehr gesteuert durch ein Port-
foliomanagement. Auf dieses Steuerungselement haben die Justizministerinnen und Justizmi-
nister von Bund und Ländern sich am 7. November 2025 mit der Verabschiedung einer ge-
meinsamen Erklärung zur Umsetzung der Digitalsäule des Pakts für den Rechtsstaat geeinigt. 
Nordrhein-Westfalen beteiligt sich an den hierfür notwendigen Abstimmungen. 
 
 
5. Welche Gelder werden für Personalinvestitionen der letzten Jahre rückwirkend 

(ohne neue Personalinvestitionen) eingesetzt?  
 
Der Pakt für den Rechtsstaat rechnet die in den Jahren 2023 bis 2025 neu eingestellten Rich-
terinnen und Richter bzw. Staatsanwältinnen und Staatsanwälte in Nordrhein-Westfalen im 
Umfang von 54 Stellen (rd. 4,8 Mio. EUR p.a.) auf die neu zu schaffenden Stellen an. 
 
 


